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1 9 5 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
30. März 1981 über die Verwendung der im
Disziplinarverfahren verhängten Geldstrafen

und Geldbußen
Auf Grund des § 127 Abs. 3 des Beamten-

Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird
verordnet:

§ 1. Geldstrafen und Geldbußen, die nach § 92
Abs. 1 Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 über
Beamte aus dem Bereich des Bundesministeriums
für Handel, Gewerbe und Industrie verhängt
worden sind, hat der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie unter sinngemäßer An-
wendung des § 23 Abs. 4 Gehaltsgesetz 1956,
BGBl. Nr. 54, zur Linderung von Notlagen zu
verwenden, in die Beamte dieses Ressorts unver-
schuldet geraten sind.

§ 2. Auf Zuwendung nach § 1 besteht kein
Rechtsanspruch.

Staribacher

196 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 2. April
1981 über die Ermächtigung von Landes-
hauptmännern zur Erteilung von Ausfuhrbe-
willigungen und Verlängerung der Geltungs-

dauer von Einfuhrbewilligungen

Auf Grund des § 7 Abs. 1 des Außenhandels-
gesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 469/1971 und 401/1974
wird verordnet:

§ 1. Die Landeshauptmänner der Länder Bur-
genland, Kärnten, Oberösterreich, Salzburg,
Steiermark, Tirol und Vorarlberg werden ermäch-
tigt, Ausfuhrbewilligungen an Antragsteller, die
ihren Sitz bzw. Wohnsitz im betreffenden Land
haben, nach Maßgabe der §§ 2 bis 4 zu erteilen.

§ 2. (1) Die im § 1 genannten Landeshaupt-
männer werden ermächtigt, entgeltliche Rechts-

geschäfte, welche die Ausfuhr von nachstehenden,
in der Anlage A 2 zum Außenhandelsgesetz 1968
angeführten Waren zum Gegenstand haben, zu
genehmigen, wenn der Warenwert je Rechtsge-
schäft 500000 S nicht übersteigt:

(2) Von der Ermächtigung nach Abs. 1 sind
entgeltliche Rechtsgeschäfte, welche die Ausfuhr
von Waren in eine Zollfreizone (§ 173 Zollgesetz
1955, BGBl. Nr. 129, in der jeweils geltenden
Fassung) zum Gegenstand haben, ausgenommen.

§ 3. (1) Die im § 1 genannten Landeshaupt-
männer werden ermächtigt, die unentgeltliche
Ausfuhr von Wildbret der Tarifnummer ex 02 04
(Anlage A 2 zum Außenhandelsgesetz 1968) durch
Personen, die nicht die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzen und in dem betreffenden
Land eine Jagd gepachtet haben, zu bewilligen.

(2) Die Ermächtigung gemäß Abs. 1 gilt für
Rotwild, Kleinschalenwild (Rehe) und Hasen, je-
doch nur bis zu folgendem jährlichen Höchst-
ausmaß je Revier:

10 Stück Rotwild,
20 Stück Kleinschalenwild und
60 Stück Hasen.

§ 4. Von der Ermächtigung nach den §§ 2
und 3 sind jene Waren ausgenommen, für die in
der Ausfuhr eine Bewilligung nach dem Markt-
ordnungsgesetz 1967, BGBl. Nr. 36/1968, oder
dem Viehwirtschaftsgesetz 1976, BGBl. Nr. 258,
in der jeweils geltenden Fassung erforderlich ist.
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§ 5. Weiters werden die Landeshauptmänner
der im § 1 genannten Länder ermächtigt, für
jene Obst- und Gemüsearten, für die der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft in Voll-
ziehung des Außenhandelsgesetzes 1968 eine
mengenmäßig unbeschränkte Einfuhr zugelassen
hat, die vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft ausgestellten Einfuhrbewilligun-
gen zu verlängern, wenn der Endtermin für die
mengenmäßig unbeschränkte Einfuhr erstreckt
wird.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1981
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft
vom 25. November 1974, BGBl. Nr. 726, über
die Ermächtigung von Landeshauptmännern zur
Erteilung von Ausfuhrbewilligungen und Verlän-
gerung der Geltungsdauer von Einfuhrbewilli-
gungen in der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 772/1974, 510/1975 und 89/1980 außer
Kraft.

Haiden

1 9 7 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
21. April 1981, mit der die Kundmachung
über die Eröffnung von Kontingenten und
die Festlegung von Richtplafonds gemäß
Protokoll Nr. 1 zum Abkommen zwischen
der Republik Österreich und der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft geändert wird

Auf Grund des § 17 Abs. 3 des EG-Abkom-
men-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 468/1972,
wird kundgemacht:

Die Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 19. Dezem-
ber 1980, BGBl. Nr. 613, über die Eröffnung von

Kontingenten und die Festlegung von Richtpla-
fonds gemäß Protokoll Nr. 1 zum Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wird wie folgt
geändert:

§ 3 hat zu lauten:

„§ 3. Für die Einfuhr der im Anhang G des
Protokolls Nr. 1 zum Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft genannten Erzeugnisse mit
Ursprung in der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft werden für 1981 nachstehende Richtpla-
fonds festgelegt:

Staribacher


